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Verwaltungsgericht Hamburg 

Beschluss 

 

In der Verwaltungsrechtssache  

  
,  

- Antragsteller - 
 
 
Prozessbevollmächtigte: 
,  
 
g e g e n 

 

Freie und Hansestadt Hamburg,  
vertreten durch die Behörde für Wissenschaft, Forschung und 
Gleichstellung 
Personal und Recht 
-Justiziariat-,  
Hamburger Straße 37,  
22083 Hamburg,  

- Antragsgegnerin -  
 beigeladen: 

,    
 
hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 6, am 12. März 2026 durch  
 
 
 
beschlossen: 
   

O Ä f 
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Der Antrag wird abgelehnt. 

Die Kosten des Verfahrens mit Ausnahme der außergerichtlichen Kosten der Beigelade-

nen, die diese selbst trägt, trägt der Antragsteller. 

Der Streitwert wird auf 15.390 EUR festgesetzt. 

 

Rechtsmittelbelehrung:  
 
Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten und sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an 
das Hamburgische Oberverwaltungsgericht zu. Sie ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Be-
schlusses beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist beim Hamburgischen Ober-
verwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, eingeht.  
 
Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. Die Begrün-
dung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, bei dem Hamburgischen Oberver-
waltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag ent-
halten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern ist oder aufzuheben ist, und sich mit der 
angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen.  
 
Eine Beschwerde in Streitigkeiten über Kosten, Gebühren und Auslagen ist nur zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 300,00 EUR übersteigt.  
 
Der Beschwerde sowie allen Schriftsätzen sollen – sofern sie nicht in elektronischer Form eingereicht werden 
– Abschriften für die Beteiligten beigefügt werden. 
 
Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfever-
fahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein 
Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechts-
anwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit Befähigung 
zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen 
und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der weiteren Einzelheiten auf § 67 
Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 
 
Gegen die Festsetzung des Streitwertes steht den Beteiligten die Beschwerde an das Hamburgische Oberver-
waltungsgericht zu.  
 
Sie ist spätestens innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft 
erlangt hat, bei dem Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, schriftlich oder zu 
Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen.  
 
Soweit die Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nicht durch das Verwaltungsgericht zugelassen worden 
ist, ist eine Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nur gegeben, wenn der Wert des Beschwerdegegen-
standes 300,00 EUR übersteigt.  
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Gründe 

I. 

Der Antragsteller begehrt im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes, der Antragsgegnerin 

die Bestellung einer Konkurrentin für das Amt der bzw. des Beauftragten für Jüdisches Le-

ben und die Bekämpfung und Prävention von Antisemitismus in Hamburg (nachfolgend: die 

bzw. der Antisemitismusbeauftragte) zu untersagen.  

Dieses einstweilige Rechtsschutzverfahren setzt vorangegangene Rechtstreitigkeiten zwi-

schen dem Antragsteller und der Antragsgegnerin über die Nachbesetzung des Amtes der 

bzw. des Antisemitismusbeauftragten fort. Die Amtszeit des bisherigen Antisemitismusbe-

auftragten endete am 30. Juni 2024. Sodann schlugen die Jüdische Gemeinde in Hamburg 

den bisherigen Antisemitismusbeauftragten und der Israelische Tempelverband den An-

tragsteller als Kandidaten für den neu zu bestellenden Antisemitismusbeauftragten vor.  

Im Rahmen eines hierauf folgenden Rechtsstreits um die Nachbesetzung des Amtes des 

Antisemitismusbeauftragten wurde die Antragsgegnerin mit rechtskräftig gewordenem Be-

schluss des Verwaltungsgerichts Hamburg vom 18. März 2025, 6 E 66/25, im Wege einer 

einstweiligen Anordnung verpflichtet, über die Bewerbung des Antragstellers auf das Amt 

des Antisemitismusbeauftragten neu zu entscheiden.  

Die Antragsgegnerin schrieb die Position als „Beauftragte:r für jüdisches Leben und die 

Bekämpfung von Antisemitismus (Antisemitismusbeauftragte:r)“ daraufhin Ende Mai 2025 

mit einer Bewerbungsfrist bis zum 18. Juni 2025 erneut aus.  

Mit Schreiben vom 17. Juni 2025, übersandt am 18. Juni 2025, bewarb sich der Antragstel-

ler (erneut) auf das ausgeschriebene Amt. Er ist nautischer Schiffsoffizier (großes Patent) 

und aktuell im Management einer Reederei beschäftigt. Zudem ist er aktiver Vertreter einer 

liberal-jüdischen Gemeinde, in der jüdischen Selbstverwaltung tätig und langjähriger stell-

vertretender Vorsitzender des Israelitischen Tempelverbands zu Hamburg.  

Mit Schreiben vom 18. Juni 2025 bewarb sich auch die Beigeladene für dieses Amt. Sie ist 

promovierte Historikerin mit einem Schwerpunkt zur jüdischen Geschichte Hamburgs, die 

derzeit eine Gedenk- und Bildungsstätte für jüdisches Leben leitet.  

Zur Nachbesetzung des Amts der bzw. des Antisemitismusbeauftragten führte die Antrags-

gegnerin insgesamt fünf Auswahlgespräche, u.a. mit dem Antragsteller und der Beigelade-

nen, durch. Eine Entscheidung traf sie jedoch zunächst nicht, da sie eine zusätzliche 
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Auswahlrunde, von ihr als Eignungsdiagnostik bezeichnet, für notwendig erachtete, um 

über die Eignung des Antragstellers, der Beigeladenen sowie eines weiteren Bewerbers, 

der seine Bewerbung im weiteren Verfahren jedoch zurückzog, entscheiden zu können.  

Infolge eines an das oben genannte einstweilige Rechtsschutzverfahren, 6 E 66/25, an-

schließenden weiteren Eilrechtsschutzverfahrens lehnte das Hamburgische Oberverwal-

tungsgericht mit Beschluss vom 2. September 2025, 5 Bs 102/25, einen Anspruch des An-

tragstellers auf Fortsetzung des vorangegangenen Auswahlverfahrens bzw. auf eine Ent-

scheidung über seine Bewerbung in jenem Verfahren ab.  

Die Antragsgegnerin führte mit der Beigeladenen am 16. Oktober 2025 und mit dem An-

tragsteller am 19. November 2025 jeweils ein „Nachschärfungsgespräch“ durch.  

Im Auswahlvermerk vom 19. November 2025 begründete die Antragsgegnerin ihre Ent-

scheidung, die Beigeladene dem Senat für das Amt der Antisemitismusbeauftragten vorzu-

schlagen, auf Grundlage einer Vorauswahl nach Aktenlage, ihrer Auswahlgespräche am 

21. und 24. Juli 2025 sowie der „Nachschärfungsrunde“ am 16. Oktober 2025 und am 

19. November 2025. Von 16 eingegangenen Bewerbungen hätten 15 die konstitutiven Vo-

raussetzungen der Ausschreibung erfüllt. Von diesen seien im Ergebnis vier Bewerberinnen 

und Bewerber zu einem ersten Auswahlgespräch eingeladen worden, darunter der Antrag-

steller und die Beigeladene. Zur Begründung listete die Antragsgegnerin jeweils sechs vor-

teilhafte Kriterien (Fachwissen über alle Erscheinungsformen des Antisemitismus; Kennt-

nisse der jüdischen Geschichte, Religion und Kultur; Verständnis für das Prinzip der Ein-

heitsgemeinde und der verschiedenen jüdischen Perspektiven; Respekt vor allen religiösen 

und nicht-religiösen jüdischen Strömungen; hohes Maß an persönlicher Integrität sowie Fä-

higkeit, vertrauensvolle Beziehungen aufzubauen, konstruktiv zwischen Personen mit un-

terschiedlichen Sichtweisen zu vermitteln und in die nicht-jüdische Gesellschaft hineinzu-

wirken; gute Kenntnisse der Behördenstrukturen in Hamburg und Erfahrung in der Gremi-

enarbeit) auf und gab an, ob der jeweilige Bewerber diese Kriterien nach Aktenlage erfülle. 

Während der Antragsteller sämtliche vorteilhaften Kriterien „laut Bewerbungsunterla-

gen“ vorweisen konnte, fehlten der Beigeladenen das Kriterium „Verständnis für das Prinzip 

der Einheitsgemeinde und für verschiedene jüdische Perspektiven“ sowie „Respekt vor al-

len religiösen und nicht-religiösen jüdischen Strömungen“. Nach den jeweils 50-minütigen 

Auswahlgesprächen in Präsenz sei das Auswahlgremium zu dem Ergebnis gekommen, 

dass eine zusätzliche „Eignungsdiagnostik“ in Form einer Nachschärfungsrunde für not-

wendig erachtet werde. Zu dieser Nachschärfungsrunde seien der Antragsteller, die Beige-

ladene sowie ein weiterer Bewerber, der im Laufe des Verfahrens seine Bewerbung 
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zurückgezogen habe, eingeladen worden. Auf Grundlage der Nachschärfungsrunde werde 

die Beigeladene für die Bestellung als Antisemitismusbeauftragte vorgeschlagen. 

Am 21. Juli 2025 habe sie sich sehr motiviert und reflektiert präsentiert. Sie habe ihre Mo-

tivation glaubhaft mit einer intensiven Auseinandersetzung mit der ausgeschriebenen Po-

sition sowie ihrem Lebenslauf begründet. Fachlich und methodisch habe sie in jeglicher 

Hinsicht überzeugt. Sie habe ihre Antworten stets mit konkreten Bezügen zum jüdischen 

Leben in Hamburg untermauert. Das Themenfeld des Antisemitismus habe sie sowohl aus 

einer wissenschaftlichen als auch aus einer praktischen bzw. lebensnahen Perspektive be-

trachten und einordnen können. Sie habe ein besonderes Gespür für politisch sensible Si-

tuationen und eine Fähigkeit, vertrauensvolle Beziehungen aufbauen zu können, vermittelt. 

Der Antragsteller habe sich am 21. Juli 2025 als ambitionierter Bewerber präsentiert. Seine 

Motivation habe darauf basiert, die gesamte jüdische Gemeinschaft in Hamburg vertreten 

und einen positiven Mehrwert leisten zu wollen. Hierbei habe er ein unzureichendes Ver-

ständnis der ausgeschriebenen Position gezeigt, die nicht in einer Repräsentation der jüdi-

schen Gemeinschaft, sondern in der Aufgabe, das jüdische Leben in Hamburg zu fördern 

und Antisemitismus zu bekämpfen, bestehe. Er sei im Kontext des Judentums versiert ge-

wesen. Zudem habe er sich häufig kritisch zur Arbeit des amtierenden Antisemitismusbe-

auftragten geäußert. Seine Verbesserungsvorschläge seien jedoch vage geblieben. Er 

habe dem Auswahlgremium darüber hinaus nicht darstellen können, mit welchen persönli-

chen Kompetenzen er selbst schwierigen Situationen begegnen würde. Stattdessen habe 

er auf eine Beiziehung von Experten verwiesen. In der Nachschärfungsrunde am 16. Okto-

ber 2025 habe sich die Beigeladene weiterhin empathisch und hochmotiviert gezeigt. Sie 

habe konkrete Ideen und Methoden aufzeigen können, mit denen sie das Amt der Antise-

mitismusbeauftragten zielorientiert wahrnehmen wolle. Sie wolle neue Gesprächskanäle 

öffnen, um die Antisemitismusbekämpfung als gesamtstädtische Aufgabe umzusetzen. 

Schulen wolle sie stärker einbinden und Begegnungsprojekte im Rahmen der Erinnerungs-

kultur initiieren. Den Austausch mit anderen Bundesländern wolle sie intensivieren. Sie 

habe die Rolle der Antisemitismusbeauftragten als moderierend und nicht als provozierend 

oder Lager beziehend bezeichnet. Im Ergebnis könne festgehalten werden, dass die Bei-

geladene für die Position als Antisemitismusbeauftragte aufgrund ihrer hervorragenden 

Leistungen sehr gut geeignet sei. Der Antragsteller habe sich am 19. November 2025 in 

seinem Nachschärfungsgespräch hingegen erneut mit einer deutlich defizitorientierten Hal-

tung gezeigt. Er wolle die Position des Antisemitismusbeauftragten würdig besetzen. Wie 

er dies umsetzen könne, habe er nicht darlegen können. Auch auf Nachfrage habe er nicht 

genau definieren können, welche Aufgaben er bei der ausgeschriebenen Position sehen 

würde. Seine Antworten seien insoweit abstrakt und oberflächlich gewesen. Ebenso wenig 
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habe er substantiiert erläutern können, wie er die gemeinsame Arbeit im Runden Tisch 

stärken und methodisch weiterentwickeln wolle. Zur Antisemitismusbekämpfung habe er 

auf Expertinnen und Experten verwiesen. Seine Ausführungen seien wiederkehrend auf 

einer abstrakten und theoretischen Ebene geblieben. Im Ergebnis könne festgehalten wer-

den, dass der Antragsteller für die Position des Antisemitismusbeauftragten nicht geeignet 

sei.  

Mit E-Mail vom 24. November 2025 teilte die Antragsgegnerin dem Verfahrensbevollmäch-

tigten des Antragstellers mit, dass sie nach sorgfältiger Auswertung aller Unterlagen und 

der geführten Gespräche eine andere Person zur Bestellung als Antisemitismusbeauftragte 

vorschlagen werde.  

Der Antragsteller hat am 25. November 2025 einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz 

gestellt. Er ist der Auffassung, sein Antrag sei begründet, da er sowohl einen Anordnungs-

anspruch als auch einen Anordnungsgrund glaubhaft machen könne. Die beabsichtigte Er-

nennung der Beigeladenen verletze ihn in seinem aus Art. 33 Abs. 2 GG folgenden Bewer-

bungsverfahrensanspruch. Das Amt des Antisemitismusbeauftragten unterliege dem Ge-

währleistungsgehalt des Art. 33 Abs. 2 GG. Entgegen der Annahme des Hamburgischen 

Oberverwaltungsgerichts handele es sich bei diesem Amt um ein öffentliches Amt i.S.d. 

Art. 33 Abs. 2 GG. Das Hamburgische Oberverwaltungsgericht habe in seiner dem vorlie-

genden Verfahren vorausgehenden Entscheidung verkannt, dass die Aufgaben des Anti-

semitismusbeauftragten weit über das Binnenverhältnis der Verwaltung hinausgingen und 

keine rein beratende Tätigkeit darstellten. Es sei unerheblich, ob das Amt beruflich oder 

ehrenamtlich ausgeübt werde und ob es mit hoheitlichen Befugnissen verbunden sei. Das 

Amt des Antisemitismusbeauftragten unterliege ferner nicht dem Selbstbestimmungsrecht 

der Religionsgemeinschaften, da es kein kirchliches oder religiöses Amt sei. Die Einrichtung 

eines religiösen Amts wäre mit dem Staatskirchenverbot des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 

Abs. 1 WRV nicht vereinbar. Schließlich werde der Gewährleistungsanspruch des Art. 33 

Abs. 2 GG nicht dadurch vermindert, dass ein mittelbar demokratisch legitimiertes Gremium 

– der Hamburgische Senat – über die Besetzung des Ehrenamts von politischem Charakter 

entscheide. Der von Art. 33 Abs. 2 GG geschützte Bewerbungsverfahrensanspruch sei zu-

lasten des Antragstellers durch die Antragsgegnerin verletzt worden. Die Antragsgegnerin 

habe ohne sachlichen Grund das vorangegangene, laufende Stellenbesetzungsverfahren 

abgebrochen. Hiergegen habe der Antragsteller bisher erfolglos Eilrechtsschutz ersucht, 

wobei eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts noch ausstehe. Zudem genüge 

die von der Antragsgegnerin vorgelegte Sachakte den rechtsstaatlichen Mindestanforde-

rungen nicht, da sie nicht paginiert sei und persönliche elektronische Signaturen nicht 
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enthalte. Die Vollständigkeit und Unverfälschtheit der Sachakte sei daher nicht überprüfbar. 

Nicht nachvollziehbar sei, wer wann und wie die Zusammensetzung der Auswahlkommis-

sion bestimmt habe. Die fachlich zuständige Amtsleitung der Behörde für Wissenschaft, 

Forschung und Gleichstellung habe in der Auswahlkommission gefehlt. Ohne eine elektro-

nische Signatur sei nicht nachweisbar, dass der Akteninhalt und damit auch die Auswahl-

entscheidung nicht nachträglich verändert worden sei. Die Auswahlkommission sei ferner 

fehlerhaft besetzt gewesen. Die Gleichstellungsbeauftragten und der Personalrat hätten 

keine Teilnahmemöglichkeit erhalten. Die Auswahlkommission sei durch die Besetzung mit 

zwei Senatorinnen und einem Staatsrat politisch dominiert gewesen. Eine der Senatorinnen 

sei zudem befangen gewesen, da sie ein persönliches Näheverhältnis zu dem vorherigen 

Antisemitismusbeauftragten gepflegt habe. Darüber hinaus sei die Auswahlkommission 

entgegen des § 8 HmbGleiG nicht paritätisch mit Männern und Frauen besetzt gewesen. 

Schließlich genügten der Auswahlvermerk vom 19. November 2025 und der sonstige Ak-

teninhalt nicht den Dokumentationsanforderungen. Es sei nicht ersichtlich, welches Aus-

wahlkriterium zur Auswahl der Beigeladenen geführt habe. Eine Gegenüberstellung der Be-

wertungen der in der Nachschärfungsrunde zuletzt verbliebenen Bewerber fehle. Der Aus-

wahlvermerk dokumentiere ferner nicht die Bewertungen der einzelnen Kommissionsmit-

glieder, sondern nur ein Gesamtvotum. Auch der Inhalt der Auswahlgespräche sei nicht 

ausreichend dokumentiert worden. Weiterhin habe die Antragsgegnerin in ihrer Stellenaus-

schreibung ein sachfremdes Auswahlkriterium, das Verständnis für das Prinzip der Ein-

heitsgemeinde, verwendet, da dies die Jüdische Gemeinde Hamburg K.d.ö.R. gegenüber 

anderen jüdischen Religionsgemeinschaften bevorzuge. In einer erneuten Auswahlent-

scheidung seien die Chancen des Antragstellers offen. Seine Auswahl erscheine möglich. 

Der Antragsteller könne auch einen Anordnungsgrund glaubhaft machen. Ob der Grund-

satz der Ämterstabilisierung greife, sei unerheblich. Bei öffentlichen Ämtern bestehe die 

Gefahr, dass durch eine Veränderung des bestehenden Zustands die Verwirklichung der 

Rechte des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert würde. Die Antragsgegnerin 

habe keine Zusicherung abgegeben, die Beigeladene bis zum rechtskräftigen Abschluss 

des Hauptsacheverfahrens nicht zur Antisemitismusbeauftragten zu ernennen oder zu be-

stellen. Ein Zuwarten bis zur rechtskräftigen Hauptsacheentscheidung sei dem Antragstel-

ler auch nicht zumutbar, da bis dahin die dreijährige Amtszeit des Antisemitismusbeauftrag-

ten voraussichtlich abgelaufen sei und effektiver Rechtsschutz nicht mehr gewährleistet 

wäre. 
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Der Antragsteller beantragt, 

der Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu untersagen, bis zu 

einer bestandskräftigen Entscheidung der Hauptsache die von der Auswahlkommis-

sion der Behörde für Wissenschaft, Forschung und Gleichstellung ausgewählte Per-

son für das Amt des Hamburger Antisemitismusbeauftragten und das jüdische Le-

ben zu ernennen und zu bestellen, 

für den Fall, dass die einstweilige Anordnung ergeht und die Antragsgegnerin ihr 

nicht nachkommt, der Antragsgegnerin ein der Höhe nach im Ermessen des Ge-

richts stehendes Zwangsgeld anzudrohen. 

Die Antragsgegnerin beantragt, 

den Antrag abzulehnen. 

Sie ist der Auffassung, der Antrag sei unbegründet, da Rechte des Antragstellers im Rah-

men des Auswahlverfahrens zur Bestellung des Antisemitismusbeauftragten nicht verletzt 

worden seien. Das erkennende Gericht habe die Antragsgegnerin in seinem Beschluss vom 

18. März 2025 dazu verpflichtet, über die Bewerbung des Antragstellers auf die Position 

des Antisemitismusbeauftragten neu zu entscheiden. Im sich daran anschließenden 

Rechtsstreit über die Auslegung des Tenors habe das Hamburgische Oberverwaltungsge-

richt sodann entschieden, dass die Antragsgegnerin nicht zur Fortsetzung des ursprüngli-

chen Auswahlverfahrens verpflichtet sei, sondern zur Durchführung eines neuen Auswahl-

verfahrens, in dessen Rahmen die Bewerbung des Antragstellers zu betrachten sei. Vor 

diesem Hintergrund habe die Antragsgegnerin die Position ausgeschrieben und das Nomi-

nierungsschreiben des Antragstellers vom 9. Juni 2025 zur Sachakte genommen. Der An-

tragsteller habe im Rahmen der Ausschreibung ein (weiteres) formales Bewerbungsschrei-

ben an die Antragsgegnerin gerichtet und Unterlagen zu seiner Bewerbung eingereicht. 

Nach Auswertung der Unterlagen und der geführten Bewerbungsgespräche sei dem An-

tragsteller mitgeteilt worden, dass die Auswahlkommission dem Senat der Freien und Han-

sestadt Hamburg eine andere Person vorschlagen werde. Das Auswahlverfahren sei unter 

Berücksichtigung des Gewährleistungsgehalts des Art. 33 Abs. 2 GG in einer dem Grund-

satz der Bestenauslese genügenden Weise ausgestaltet und eignungs- und leistungsorien-

tiert eingehegt worden. Die Sachakte dokumentiere den Auswahlprozess inhaltlich ge-

schlossen und vollständig. Der Umstand, dass die Akte nicht paginiert worden sei, lasse 

nicht den Rückschluss zu, dass es sich um eine unvollständige Akte handele oder sogar 

sachfremde Erwägungen eine Rolle gespielt hätten. Die Auswahlkommission sei 
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ordnungsgemäß besetzt gewesen. Das Amt des Antisemitismusbeauftragten sei eine vom 

Senat eingerichtete besondere Funktion ohne hoheitliche Befugnisse mit Aufgaben in erster 

Linie kommunikativer, koordinierender und vernetzender Art. Die Zusammensetzung der 

Auswahlkommission obliege dem weiten Ermessen der Antragsgegnerin. Eine Interessen- 

oder Pflichtenkollision ihrer Mitglieder sei schon aufgrund der Art des Amtes und der damit 

verbundenen Aufgaben nicht zu erkennen. Eine Beteiligung des Personalrats sei nicht an-

gezeigt gewesen, da der Antisemitismusbeauftragte nicht in eine Dienststelle eingebunden 

werde. Er übe sein Amt auf Grundlage eines Dienstvertrags weisungsungebunden und im 

Hinblick auf die Arbeitszeit und den Arbeitsort eigenverantwortlich aus. Das Auswahlver-

fahren sei auch sachgerecht ausgestaltet gewesen. Das nicht konstitutive Auswahlkriterium 

„Verständnis für das Prinzip der Einheitsgemeinde“ knüpfe an jüdische Personen und Per-

sonengruppen an, die sich durch dieses Prinzip repräsentiert sähen und sich trotz oder 

gerade wegen ihrer unterschiedlichen Sichtweisen gemeinsam organisierten. Dieses Krite-

rium sei nicht allein aufgeführt, sondern durch „verschiedene jüdische Perspektiven, Res-

pekt vor allen religiösen und nicht-religiösen jüdischen Strömungen“ ergänzt worden. Der 

Antragsteller habe dieses Kriterium selbst erfüllt. Der Auswahlvermerk sei nicht zu bean-

standen. Er lege nieder, welche fachlichen, methodischen und persönlichen Kompetenzen 

für die Auswahlentscheidung maßgeblich gewesen seien. Der Antragsteller habe dem Aus-

wahlgremium insbesondere nicht darstellen können, mit welchen persönlichen Kompeten-

zen er schwierigen Aufgaben begegnen würde. Es werde auf die Diskrepanz zwischen dem 

sich aus den Bewerbungsunterlagen ergebenden positiven Bild und der hierzu ambivalen-

ten Leistung des Antragstellers im Auswahlgespräch hingewiesen. Das zweite Auswahlge-

spräch sei ebenfalls dokumentiert. Erneut habe der Antragsteller eine defizitorientierte Hal-

tung gezeigt. Seine Motivation, sich zu bewerben, habe darauf beruht, das Amt würdig be-

setzen zu wollen. Die Beigeladene hingegen habe ihre Kompetenzen präsentiert und sei 

aufgrund derer ausgewählt worden. 

Das Gericht hat […] mit Beschluss vom 18. Februar 2026 beigeladen. 

Die Sachakte hat zur Entscheidung vorgelegen. Auf ihren Inhalt sowie den Inhalt der Ge-

richtsakte wird ergänzend Bezug genommen. 
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II. 

Die Kammer 6 ist für den Streitgegenstand zuständig. Anders als der Antragsteller meint, 

folgt aus dem Geschäftsverteilungsplan des Verwaltungsgerichts Hamburg keine Zustän-

digkeiten der für Sachen aus dem Recht des öffentlichen Dienstes zuständigen Kammern. 

Die streitgegenständliche Sache ist keine solche aus dem „Recht des öffentlichen Diens-

tes“ i.S.v. Abschnitt V. Nr. 32 des Geschäftsverteilungsplans. Es liegt zunächst keine be-

amtenrechtliche Streitigkeit vor, da der Antragsteller keine Ernennung bzw. Übernahme in 

ein Beamtenverhältnis anstrebt. Zudem handelt es sich bei dem Streit um den Posten der 

bzw. des Antisemitismusbeauftragten auch nicht um einen sonstigen Streit im Rahmen des 

„Rechts des öffentlichen Dienstes“ im Sinne des Geschäftsverteilungsplans. Denn die Be-

auftragung hiermit erfolgt aktenkundig auf Grundlage eines Dienstvertrags und die Aus-

übung der Tätigkeit ist ehrenamtlich und nicht mit hoheitlichen Befugnissen verbunden 

(vgl. BüDrs. 21/19676, Anlage 2 S. 4; OVG Hamburg, Beschl. v. 2.9.2025, 5 Bs 102/25). 

Selbst wenn die Grundsätze des Art. 33 Abs. 2 GG auf die Auswahl für diese Position ent-

sprechend anwendbar sein sollten (zweifelnd OVG Hamburg, Beschl. v. 2.9.2025, a.a.O.), 

ist die Natur des streitigen Rechtsverhältnisses nicht ein solches des öffentlichen Dienstes 

i.S.v. Abschnitt V. Nr. 32 des Geschäftsverteilungsplans. Der Begriff ist eng zu verstehen, 

was sich aus dem erläuternden Klammerzusatz ergibt, wonach unter dem Recht des öffent-

lichen Dienstes „insbesondere Beamten- und Soldatenrecht – einschließlich beamten- und 

soldatenrechtliche Prüfungen wie beispielsweise Laufbahnprüfungen – sowie Recht der 

Richter“ zu verstehen ist. Zum Recht des öffentlichen Dienstes im Sinne des Geschäftsver-

teilungsplans zählen mithin Streitigkeiten im Zusammenhang mit statusgebundenen Äm-

tern, zu denen das Amt des Antisemitismusbeauftragten nicht zählt. 

III. 

Der gemäß § 123 Abs. 1 VwGO statthafte und auch im Übrigen zulässige Antrag hat in der 

Sache keinen Erfolg.  

Ein erfolgreicher Antrag nach § 123 Abs. 1 VwGO setzt sowohl einen Anordnungsgrund für 

die Inanspruchnahme vorläufigen Rechtsschutzes als auch einen Anordnungsanspruch vo-

raus. Anordnungsanspruch und -grund sind nach § 123 Abs. 3 VwGO i.V.m. § 920 

Abs. 2 ZPO vom Antragsteller glaubhaft zu machen. Diese Voraussetzungen sind vorlie-

gend nicht erfüllt.   
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Ob der Antragsteller hier einen Anordnungsgrund glaubhaft gemacht hat, kann die Kammer 

offenlassen. Ihm fehlt es jedenfalls an einem glaubhaft gemachten Anordnungsanspruch. 

Ein solcher ist gegeben, wenn bei summarischer Prüfung der Sach- und Rechtslage hinrei-

chende Aussicht auf Erfolg des geltend gemachten Begehrens in der Hauptsache besteht. 

Dies ist hier nicht der Fall. Es ist nicht ersichtlich, dass der Antragsteller durch die Auswahl-

entscheidung der Antragsgegnerin in einem Bewerbungsverfahrensanspruch verletzt wäre. 

Die Auswahlentscheidung der Antragsgegnerin unter den Bewerbern für das Amt der bzw. 

des Antisemitismusbeauftragten verletzt den Antragsteller nicht in seinen Rechten. Dabei 

kann offenbleiben, ob die Entscheidung der Antragstellerin an den strengen Anforderungen 

eines Teilhabeanspruchs nach Art. 33 Abs. 2 GG zu messen oder lediglich im Hinblick auf 

ihre Plausibilität und Willkürfreiheit zu prüfen ist. Dementsprechend bedarf es auch keiner 

Auseinandersetzung mit der Frage, ob das Amt der bzw. des Antisemitismusbeauftragten 

ein öffentliches Amt i.S.v. Art. 33 Abs. 2 GG darstellt (zweifelnd OVG Hamburg, Be-

schl. v. 22.7.2025, 5 Bs 102/25, n.v.), welches dem Antragsteller einen besonderen, grund-

rechtsgleichen Bewerbungsverfahrensanspruch gewähren würde. Denn selbst bei Anle-

gung der sich aus Art. 33 Abs. 2 GG ergebenden strengeren Maßstäbe sind das Auswahl-

verfahren der Antragsgegnerin und ihre in dessen Rahmen getroffene Auswahlentschei-

dung nicht zu beanstanden. Diese berücksichtigen die erhöhten Anforderungen des Teilha-

beanspruchs aus Art. 33 Abs. 2 GG. Sie sind dementsprechend auch nachvollziehbar und 

willkürfrei. 

Nach Art. 33 Abs. 2 GG hat jeder Deutsche nach seiner Eignung, Befähigung und fachli-

chen Leistung gleichen Zugang zu jedem öffentlichem Amte. Art. 33 Abs. 2 GG gewährt als 

grundrechtsgleiches Recht einen unbeschränkten und vorbehaltlosen Anspruch auf eine 

leistungsgerechte Einbeziehung in eine Bewerberauswahl. Ein Bewerber um ein öffentli-

ches Amt kann somit verlangen, dass seine Bewerbung nur aus Gründen zurückgewiesen 

wird, die durch den Leistungsgrundsatz gedeckt sind (Bewerbungsverfahrensanspruch) 

(BVerwG, Beschl. v. 22.11.2012, 2 VR 5/12, juris Rn. 23; vgl. a. BVerwG, Urt. v. 4.11.2010, 

2 C 16/09, juris Rn. 21). Setzt ein Dienstposten nach seiner Funktionsbeschreibung spezi-

fische Anforderungen voraus, die der Inhaber zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung der 

Dienstaufgaben erfüllen muss, können diese Kriterien im Rahmen der Stellenausschrei-

bung verlangt werden (BVerwG, Beschl. v. 20.6.2013, 2 VR 1/13, juris Rn. 25). Über die 

Eignung des Bewerberfeldes kann der Dienstherr auch in einem gestuften Auswahlverfah-

ren befinden (BVerwG, Beschl. v. 20.6.2013, a.a.O. Rn. 23). Aus Art. 33 Abs. 2 GG i.V.m. 

Art. 19 Abs. 4 GG folgt schließlich die Verpflichtung, die wesentlichen Auswahlerwägungen 

in den Akten des Auswahlverfahrens niederzulegen. Durch diese schriftliche Fixierung der 
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wesentlichen Auswahlerwägungen wird zum einen der Mitbewerber in die Lage versetzt, 

sachgerecht darüber befinden zu können, ob Anhaltspunkte für einen Verstoß gegen den 

Anspruch auf faire und chancengleiche Behandlung seiner Bewerbung bestehen. Zum an-

deren eröffnet erst die Dokumentation der maßgeblichen Erwägungen auch dem Gericht 

die Möglichkeit, die angegriffene Entscheidung eigenständig nachzuvollziehen. Inhaltlich 

muss der Auswahlvermerk nach den oben für das Findungsverfahren dargelegten  

Grundsätzen – Leistung, Eignung und Befähigung der Bewerber – nachvollziehbar begrün-

det und gewichtet werden. Die wesentlichen Erwägungen sind im Auswahlvermerk nieder-

zulegen (OVG Hamburg, Beschl. v. 16.11.2011, 1 Bs 160/11, juris Rn. 12).  

Vor diesem Hintergrund liegen die vom Antragsteller gerügten Verfahrensfehler nicht vor. 

Die Auswahl der Beigeladenen ist insbesondere nicht infolge eines ungerechtfertigt abge-

brochenen vorangegangenen Auswahlverfahrens ergangen (hierzu unter 1). Die Entschei-

dung, welcher Bewerber dem Hamburgischen Senat für die Bestellung als Antisemitismus-

beauftragte bzw. -beauftragter vorgeschlagen werden soll, ist auch im Übrigen ordnungs-

gemäß zustande gekommen (hierzu unter 2.). Schließlich ist die Auswahlentscheidung 

auch nicht von sachwidrigen, nicht leistungsbezogenen Erwägungen getragen (hierzu un-

ter 3.). 

1. Die Antragsgegnerin hat zu Recht das vorangegangene Auswahlverfahren abgebrochen 

und ein neues – das hier zu betrachtende – begonnen. Basierend auf dem rechtskräftig 

gewordenen Beschluss des Verwaltungsgerichts Hamburg vom 18. März 2025, 6 E 66/25, 

war die Antragsgegnerin zur Durchführung eines neuen Auswahlverfahrens verpflichtet, wie 

es das Hamburgische Oberverwaltungsgericht zwischenzeitlich klargestellt hat (OVG Ham-

burg, Beschl. v. 22.7.2025, 5 Bs 102/25). Der Antragsteller hatte bzw. hat mithin keinen 

Anspruch auf eine Fortsetzung des ursprünglichen Auswahlverfahrens bzw. auf eine Ent-

scheidung über seine Bewerbung in jenem Verfahren. Ein unbegründeter Abbruch eines 

Stellenbesetzungsverfahrens ist somit nicht ersichtlich. 

2. Die Entscheidung, welcher Bewerber dem Hamburgischen Senat für die Bestellung zur 

bzw. zum Antisemitismusbeauftragten vorgeschlagen werden soll, ist verfahrensfehlerfrei 

ergangen. Die der Auswahl zugrunde liegende Sachakte weist keine erheblichen Mängel 

auf [hierzu unter a)]. Die Besetzung der Auswahlkommission ist nicht zu beanstanden 

[hierzu unter b)]. 

a) Die Auswahl der Antragsgegnerin erfolgte nicht deshalb verfahrensfehlerhaft, weil die 

von ihr vorgelegte Sachakte rechtsstaatlichen Mindestanforderungen nicht genügen würde. 
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Zwar trifft es zu, dass die von der Antragsgegnerin übersandte Sachakte nicht durchgehend 

paginiert ist, sondern mehrere, teils für sich genommen paginierte Dokumente als Gesamt-

PDF zusammenfügt. Allein eine fehlende Paginierung spricht jedoch nicht gegen die Voll-

ständigkeit der Akte (VG Hamburg, Beschl. v. 16.4.2019, 5 E 895/19, n.v.). Lücken und 

Unklarheiten, sollten sie durch eine fehlende Paginierung oder durch Schwärzung entste-

hen, sind zu würdigen, bei Entscheidungserheblichkeit weiter aufzuklären und ggf. zu Las-

ten der Antragsgegnerin zu berücksichtigen (vgl. OVG Hamburg, Beschl. v. 9.3.2017, 

4 Bs 241/16, juris Rn. 18). 

Vorliegend bestehen dabei trotz der nicht durchgehenden Paginierung keine Anhalts-

punkte, dass die Sachakte der Antragsgegnerin unvollständig sein könnte. Mit 679 Seiten 

ist die Sachakte umfangreich. Die Bewerbungsunterlagen sämtlicher Bewerber, einschließ-

lich des für sich genommen paginierten Auswahlvermerks, befinden sich in der Akte. An-

haltspunkte für ansonsten fehlende Dokumente vermag das Gericht nicht zu erkennen. 

Auch der Antragsteller, der die mangelhafte Aktenführung rügt, benennt selbst keine kon-

kreten Anhaltspunkte dafür, dass und ggf. welche wesentlichen Aktenbestandteile fehlen 

könnten. Seine Ausführungen erschöpfen sich in abstrakten und allgemeinen Erläuterun-

gen zu den Anforderungen an eine ordnungsgemäße Aktenführung.  

Selbiges gilt für die Rüge des Antragstellers, die in der Sachakte befindlichen Dokumente 

seien nicht digital signiert worden, sodass eine nachträgliche Veränderung nicht erkennbar 

sei. Auch hier sind keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich, dass Dokumente nachträglich ma-

nipuliert worden seien. Eine fehlende digitale Signierung allein reicht – wie eine fehlende 

Aktenpaginierung – nicht aus, um einen Verfahrensfehler im hier zu prüfenden Sinne zu 

begründen.  

b) Die Auswahlentscheidung der Antragsgegnerin ist auch nicht deshalb verfahrensfehler-

haft ergangen, weil – wie der Antragsteller weiter vorbringt – die Auswahlkommission feh-

lerhaft besetzt gewesen wäre. Einer Beteiligung des Personalrats und der Gleichstellungs-

beauftragten bedurfte es vorliegend nicht [hierzu unter aa)]. Die Auswahlkommission war 

auch nicht unzulässig mit zwei Angehörigen des Senats sowie einem Staatsrat besetzt 

[hierzu unter bb)]. Auch eine Besorgnis der Befangenheit von Mitgliedern der Auswahlkom-

mission besteht nicht [hierzu unter cc)]. Schließlich mangelte es auch nicht in rechtlich re-

levanter Weise an einer paritätischen Besetzung i.S.d § 8 HmbGleiG [hierzu unter dd)]. 

Darüberhinausgehende Mängel bezüglich der Besetzung der Auswahlkommission sind 

ebenfalls nicht erkennbar. 
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aa) Weder der Personalrat [hier unter (1)] noch die Gleichstellungsbeauftragten [hierzu un-

ter (2)]  waren im Rahmen des Auswahlverfahrens für die Bestellung der bzw. des Antise-

mitismusbeauftragten zu beteiligen.  

(1) Der Personalrat war im Bestellungsverfahren für das Amt der bzw. des Antisemitismus-

beauftragten nicht zu beteiligen. Ein Mitbestimmungstatbestand aus § 87 oder § 88 Hmb-

PersVG ist nicht erfüllt. Nach § 88 Abs. 1 Nr. 2 HmbPersVG hat der Personalrat bei einer 

Einstellung mitzuwirken. Bei der Bestellung des bzw. der Antisemitismusbeauftragten han-

delt es sich jedoch um keine Einstellung im Sinne des Hamburgischen Personalvertretungs-

gesetzes. Die bzw. der Antisemitismusbeauftragte arbeitet weisungsunabhängig und eh-

renamtlich (vgl. BüDrs. 21/19676, Anlage 2 S. 4). Ein Arbeitsverhältnis wird mit seiner Be-

stellung durch den Senat folglich nicht begründet (vgl. VG Hamburg, Beschl. v. 18.3.2025, 

6 E 66/25, S. 11f., n.v.), sodass auch eine Einstellung i.S.d. § 88 Abs. 1 Nr. 2 HmbPersVG 

nicht vorliegt. Dementsprechend wurde mit dem vorherigen Antisemitismusbeauftragten ein 

Dienst- und kein Arbeitsvertrag geschlossen. Dafür spricht zudem, dass die bzw. der Anti-

semitismusbeauftragte lediglich eng mit der Sozialbehörde zusammenarbeiten soll 

(vgl. BüDrs. 21/19676, Anlage 2 S. 4). Sie bzw. er soll an sie an-, jedoch nicht, wie im Falle 

eines Arbeitsverhältnisses, in sie eingegliedert sein (vgl. BüDrs. 21/19676, Anlage 2 S. 4). 

Unabhängig davon hat der Antragsteller ein Fehlen eines Personalratsmitglieds im laufen-

den Auswahlverfahren auch nicht gerügt. 

(2) Auch die Gleichstellungsbeauftragten waren am Auswahlverfahren nicht zu beteiligen. 

Die Bestellung der bzw. des Antisemitismusbeauftragten wird vom Geltungsbereich des 

Hamburgischen Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentlichen 

Dienst nicht erfasst. Dieses Gesetz gilt für Dienststellen i.S.d. § 6 HmbPersVG sowie für 

deren Beschäftigte, insbesondere für solche mit Vorgesetzten und Leitungsaufgaben. Nach 

§ 3 Abs. 2 HmbGleiG sind Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes Beamtinnen und Beamte, 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einschließlich der zur Berufsausbildung Beschäftig-

ten sowie Richterinnen und Richter. Die bzw. der Antisemitismusbeauftragte ist jedoch we-

der Beamtin bzw. Beamter noch Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer, da sie bzw. er, wie 

bereits dargelegt, weisungsunabhängig und ehrenamtlich tätig ist.  

Auch insoweit hat der Antragsteller außerdem eine aus seiner Sicht fehlerhafte Besetzung 

der Auswahlkommission im Verfahren nicht gerügt. 
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bb) Anders als der Antragsteller meint, begegnet es auch keinen Bedenken, dass die Aus-

wahlkommission in der Nachschärfungsrunde mit zwei Senatorinnen und einem Staatsrat 

besetzt war. 

Konkrete gesetzgeberische Anforderungen an die Besetzung der Auswahlkommission, die 

den Senat im Verfahren um die Bestellung der bzw. des Antisemitismusbeauftragten unter-

stützt, bestehen nicht (s. hierzu: BüDrs. 21/19676, Anlage 2 S. 4). Eine Besetzung der Aus-

wahlkommission mit zwei Senatorinnen und einem Staatsrat ist angesichts fehlender an-

derweitiger Bestimmungen daher nicht sachwidrig. Dies gilt insbesondere vor dem Hinter-

grund, dass die Bestellung der bzw. des Antisemitismusbeauftragten durch Senatsbe-

schluss erfolgt (BüDrs. 21/19676, Anlage 2 S. 4), was eine Beteiligung von Mitgliedern des 

Senats am Auswahlprozess gerade nahelegt.  

Unabhängig davon erscheint es insbesondere nicht als sachwidrig, wenn gerade die Präses 

der Behörde für Wissenschaft, Forschung und Gleichstellung an dem Auswahlverfahren 

teilnimmt. Der Antragsteller selbst fordert in seiner Antragsbegründung die Teilnahme der 

Amtsleitung des Amts für Gleichstellung und gesellschaftlichen Zusammenhalt – des soge-

nannten Amts G – derselben Behörde. Weshalb nur die Amts-, nicht aber die Behördenlei-

terin Teil der Auswahlkommission sein dürfte, erschließt sich nicht. Der Einsatz der Behör-

denleiterin ist jedenfalls nicht sachwidrig, sondern Ausdruck der Bedeutung des streitge-

genständlichen Amtes. 

cc) Die Auswahlkommission war auch nicht deshalb fehlerhaft besetzt, weil hinsichtlich der 

Senatorin […] Anhaltspunkte für die Annahme der Besorgnis der Befangenheit bestanden 

hätten. Auf ein etwaiges, vom Antragsteller behauptetes persönliches Näheverhältnis zum 

Bewerber […] kommt es insoweit schon deshalb nicht an, da dieser seine Bewerbung im 

laufenden Verfahren vor der Nachschärfungsrunde und somit vor der Auswahlentscheidung 

zurückgenommen hatte.  

dd) Die Auswahlkommission war auch nicht unter Verstoß gegen § 8 HmbGleiG nicht pari-

tätisch besetzt.  

Das Nachbesetzungsverfahren für das Amt der bzw. des Antisemitismusbeauftragten fällt 

nicht in den Geltungsbereich des Hamburgischen Gleichstellungsgesetzes. Nach 

§ 2 Abs. 1 HmbGleiG gilt das Gesetz für Dienststellen im Sinne des § 6 HmbPersVG. Zwar 

ist jede Verwaltungseinheit mit eigener Personalverwaltung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 Hmb-

PersVG eine Dienststelle. Das Amt des Antisemitismusbeauftragten soll jedoch, wie bereits 

dargelegt, der Sozialbehörde lediglich angegliedert, nicht jedoch in sie eingegliedert sein. 
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In dem Verhältnis vom Antisemitismusbeauftragten zur Sozialbehörde fehlt es somit an ei-

nem Dienststellenverhältnis. 

Selbst wenn, was hier offen bleiben kann, das Hamburgische Gleichstellungsgesetz vorlie-

gend sinngemäß anzuwenden wäre, war die Auswahlkommission außerdem nicht in einer 

gegen § 8 HmbGleiG verstoßenden Weise besetzt. 

Nach § 8 HmbGleiG sollen Auswahlkommissionen möglichst zu gleichen Teilen mit Frauen 

und Männern besetzt sein. Diese Anforderung erfüllte die Auswahlkommission. § 8 Hmb-

GleiG gewährt seinem Wortlaut nach keinen Anspruch auf eine Vergrößerung einer Aus-

wahlkommission und auch keinen auf eine exakte Parität. Es handelt sich um eine „Soll“-

Vorschrift, auf eine Besetzung mit einem „möglichst“, d.h. soweit umsetzbar, gleichen Anteil 

von Männern und Frauen hinzuwirken.  

Eine „möglichst“ zu gleichen Teilen mit Männern und Frauen besetzte Auswahlkommission 

hat die Antragsgegnerin vorliegend eingesetzt. So bestand die Auswahlkommission in der 

Auswahlrunde bei drei Mitgliedern aus einer Frau und zwei Männern sowie in der Nach-

schärfungsrunde bei fünf Mitgliedern aus zwei Frauen und drei Männern. Dass eine paritä-

tische Besetzung bei einer ungeraden Anzahl an Kommissionsmitgliedern nicht möglich ist, 

wirft keine Bedenken auf. Einerseits war die Antragsgegnerin hier ersichtlich um eine „mög-

lichst“ paritätische Besetzung bemüht. Andererseits ist es für die Entscheidungs- bzw. 

Mehrheitsfindung einer Auswahlkommission zweckdienlich, eine ungerade statt einer gera-

den Anzahl an Kommissionsmitgliedern vorzusehen. Der Antragsteller hat außerdem auch 

nicht konkret mitgeteilt, welche weiteren Mitglieder in die Auswahlkommission hätten auf-

genommen werden müssen, um eine exakt paritätische Besetzung zu erreichen, gleichzei-

tig aber hinreichend sachnah besetzt zu sein. 

3. Auch die Auswahlentscheidung der Antragsgegnerin zugunsten der Beigeladenen ist mit 

Art. 33 Abs. 2 GG vereinbar. 

Anhand welcher konkreten Parameter im Rahmen eines Auswahlverfahrens Eignung, Be-

fähigung und Leistung der Bewerber festzustellen sind, ist durch Art. 33 Abs. 2 GG nicht im 

Einzelnen festgelegt. Dem Dienstherrn kommt in solch einem Fall ein Beurteilungsspiel-

raum zu, wie er die Ergebnisse von Bewerbungsgesprächen gewichtet (BVerfG, Be-

schl. v. 11.5.2011, 2 BvR 764/11, juris Rn. 12). Aufgrund dieser Beurteilungsermächtigung 

des Dienstherrn hat sich die verwaltungsgerichtliche Rechtmäßigkeitskontrolle einer Aus-

wahlentscheidung ihrerseits darauf zu beschränken, ob die Verwaltung den gesetzlichen 

Rahmen, in dem sie sich frei bewegen kann, verkannt hat, ob sie von einem unrichtigen 
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Sachverhalt ausgegangen ist, allgemeingültige Wertmaßstäbe nicht beachtet, sachwidrige 

Erwägungen angestellt oder gegen Verfahrensvorschriften verstoßen hat (BVerwG, 

Urt. v. 30.1.2003, 2 A 1/02,  juris Rn. 11; vgl. a. BVerfG, Beschl. v. 17.2.2017, 

2 BvR 1558/16, juris Rn. 9; OVG Hamburg, Beschl. v. 19.2.2016, 5 Bs 212/15, juris Rn. 13). 

Verfassungsrechtlich ist daher auch die Heranziehung strukturierter Auswahlverfahren 

möglich, soweit diese, wie dienstliche Beurteilungen, hinreichend dokumentiert und gericht-

lich überprüfbar sind (VG Hamburg, Beschl. v. 16.4.2024, 14 E 308/24, n.v.). Werden Aus-

wahlentscheidungen aufgrund strukturierter Auswahlverfahren getroffen, ist zwar kein Pro-

tokoll, insbesondere kein Wortprotokoll, erforderlich; die an die Stellenbewerber gerichteten 

Fragen bzw. die besprochenen Themen, die Antworten der Bewerber, die Bewertung dieser 

Antworten durch die Auswahlkommission sowie der persönliche Eindruck von den Bewer-

bern müssen jedoch zumindest in den Grundzügen festgehalten werden (OVG Hamburg, 

Beschl. v. 10.10.2017, 5 Bs 111/17, juris Rn. 95). 

Weder mit ihrer Vorauswahl [hierzu unter a)] noch mit ihrer Auswahl aufgrund strukturierter 

Auswahlgespräche [hierzu unter b)] überschreitet die Antragsgegnerin diesen Beurteilungs-

spielraum. 

a) Die Vorauswahl der Antragsgegnerin ist nicht zu beanstanden. 

Dass die Antragsgegnerin sich hierbei von sachwidrigen Kriterien hätte leiten lassen, ist 

nicht erkennbar. Die Antragsgegnerin hat sich im Rahmen ihrer Vorauswahl nicht über das 

von ihr gestellte Anforderungsprofil hinweggesetzt. Der Stellenausschreibung für das Amt 

der bzw. des Antisemitismusbeauftragten ist zu entnehmen, dass die Antragsgegnerin die 

folgenden Fähigkeiten als vorteilhaft eingeschätzt und diese Einschätzung auch mit der 

Ausschreibung veröffentlicht hat: Fachwissen über alle Erscheinungsformen des Antisemi-

tismus; Verständnis für das Prinzip der Einheitsgemeinde und für verschiedene jüdische 

Perspektiven, Respekt vor allen religiösen und nicht-religiösen jüdischen Strömungen; ho-

hes Maß an persönlicher Integrität sowie Fähigkeit, vertrauensvolle Beziehungen aufzu-

bauen, konstruktiv zwischen Personen mit unterschiedlichen Sichtweisen zu vermitteln und 

in die nicht-jüdische Gesellschaft hineinzuwirken; gute Kenntnisse der Behördenstrukturen 

in Hamburg und Erfahrung in Gremienarbeit. 

Die Fähigkeiten, die die Antragsgegnerin dementsprechend als vorteilhaft bewertet hat, 

sind nicht zu beanstanden. Dies gilt auch für die des Verständnisses für das Prinzip der 

Einheitsgemeinde. Eine sachwidrige Bevorzugung der Jüdischen Gemeinde Ham-

burg K.d.ö.R. ist aufgrund dieses Kriteriums nicht zu erkennen. Erwünscht ist schon dem 
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Wortlaut nach lediglich ein „Verständnis“ für das Prinzip der Einheitsgemeinde. Dass ein 

solches Verständnis für die Ausübung des Amtes der bzw. des Antisemitismusbeauftragten 

von Vorteil ist, ist nicht zweifelhaft. Zum Aufgabenkreis der bzw. des Antisemitismusbeauf-

tragten gehört es u.a., ständige Ansprechpartnerin bzw. ständiger Ansprechpartner für die 

Anliegen und Belange der Menschen jüdischen Glaubens und anderer Betroffener zu sein 

(vgl. BüDrs. 21/19676, Anlage 1 S. 18). Es ist ohne Weiteres nachvollziehbar, dass es der 

Erfüllung dieser Aufgabe dient, das Prinzip der Einheitsgemeinde zu verstehen. Die Ein-

heitsgemeinde wird vom Zentralrat der Juden in Deutschland „heute idealtypisch als eine 

Organisationsstruktur verstanden, die unterschiedliche Strömungen des Judentums unter 

einem Dach vereint und ihnen Platz bietet“ (Zentralrat der Juden in Deutschland, Häufig 

gestellte Fragen (FAQ) an den Zentralrat der Juden, abrufbar unter https://www.zentralrat-

derjuden.de/service/faq/). Das Verständnis der Einheitsgemeinde prägt jedenfalls das his-

torisch begründete, traditionelle Selbstverständnis der jüdischen Gemeinschaft. Vor diesem 

Hintergrund ist es jedenfalls nicht sachwidrig, zumindest ein Verständnis von dem Prinzip 

der Einheitsgemeinde als Organisationsstruktur als vorteilhaft für die Auswahl einer oder 

eines Antisemitismusbeauftragen zu bewerten, auch etwa im Hinblick auf die weiteren kom-

munikativen Aufgaben, die das Amt mit sich bringt. Hinzu kommt, dass die Antragsgegnerin 

nicht nur ein Verständnis der Einheitsgemeinde als vorteilhaft bewertet hat, sondern dane-

ben auch ein Verständnis für verschiedene jüdische Perspektiven. Auf diese Weise hat sie 

auch diejenigen Strömungen des Judentums einbezogen, die nicht Teil der Einheitsge-

meinde sind oder dieser ggf. sogar kritisch gegenüberstehen, und sichergestellt, dass eine 

Antisemitismusbeauftragte oder ein Antisemitismusbeauftragter Verständnis für unter-

schiedliche Organisationsformen jüdischen Lebens mitbringt. 

Anhand dieser aus der Ausschreibung hervorgehenden Kriterien hat die Antragsgegnerin 

eine nachvollziehbare Vorauswahl zwischen den Bewerbern getroffen, die die erforderli-

chen Kriterien erfüllten. Dem Auswahlvermerk der Antragsgegnerin ist zu entnehmen, wel-

che vorteilhaften Fähigkeiten den Bewerbungsunterlagen nach bei den Bewerbern vorhan-

den sein dürften bzw. wo Angaben dazu fehlten. Auf diese Weise ist nachvollziehbar, dass 

die Antragsgegnerin diejenigen Bewerber zu einem Gespräch eingeladen hat, die auf 

Grundlage ihrer Bewerbungsunterlagen die ausgeschriebenen vorteilhaften Kriterien über-

wiegend vorweisen konnten – u.a. auch der Antragsteller. 

b) Die Durchführung der anschließenden strukturierten Auswahlgespräche, bestehend aus 

einer Ausgangs- und einer Nachschärfungsrunde, begegnet ebenfalls keinen Bedenken.  

https://www.zentralrat-derjuden.de/service/faq/
https://www.zentralrat-derjuden.de/service/faq/
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Die Antragsgegnerin hat den Inhalt der strukturierten Auswahlgespräche den bereits ge-

nannten Anforderungen entsprechend dokumentiert, und zwar sowohl die Fragen und an-

gesprochenen Themen der ersten Auswahlrunde als auch die der Nachschärfungsrunde. 

Detailliert festgehalten wurden auch die Antworten der Bewerberinnen und Bewerber. So-

wohl der Kern der Aussagen der jeweiligen Bewerber als auch die anschließende Bewer-

tung derselben durch die Auswahlkommission wurden von der Antragsgegnerin dokumen-

tiert. Dem Auswahlvermerk ist (vgl. oben) zu entnehmen, dass sich die Beigeladene in der 

Ausgangsrunde besonders gut vorbereitet, fachlich und methodisch kompetent präsentiert 

habe, während der Antragsteller vermehrt abstrakt verblieben sei und bei der Wahrneh-

mung des Amtes auf externe Hilfe habe zurückgreifen wollen. Vor dem Hintergrund des 

besonders positiven Eindrucks von seinen Bewerbungsunterlagen habe sich die Antrags-

gegnerin jedoch veranlasst gesehen, ein weiteres Auswahlgespräch in Form einer Nach-

schärfungsrunde stattfinden zu lassen, um eine differenzierte Auswahl- und Prognoseent-

scheidung treffen zu können. Die sodann erfolgte Nachschärfungsrunde wurde von der An-

tragsgegnerin auf die gleiche Weise detailliert dokumentiert. Dem Vermerk der Antragsgeg-

nerin ist zu entnehmen, dass sich die Beigeladene erneut sehr gut vorbereitet, differenziert 

und sehr gut informiert habe präsentieren können. Sie habe einige konkrete Ideen und Vor-

schläge für die Ausübung des ausgeschriebenen Amts machen können. Demgegenüber 

notierte die Antragsgegnerin erneut, der Antragsteller habe seine Vorstellung von der Aus-

übung des Amts des Antisemitismusbeauftragten wenig konkret und insgesamt sehr vage 

dargestellt. Auch auf Nachfragen, wie er im Falle einer Übertragung des Amtes konkret 

handeln wolle, habe er nur sehr allgemeine, abstrakte Lösungsansätze präsentieren kön-

nen. Vor diesem Hintergrund ist schließlich auch nicht ersichtlich, dass die Antragsgegnerin 

ihre Einschätzung, die Beigeladene sei für das ausgeschriebene Amt am besten geeignet, 

auf sachwidrige Erwägungen oder falsche Tatsachen gestützt hätte.  

4. Mangels glaubhaftgemachten Anordnungsanspruchs bedarf es einer Entscheidung, ob 

der Antragsgegnerin ein Zwangsgeld anzudrohen ist, nicht. 

IV. 

Die Entscheidung über die Kosten folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 

Die Beigeladene hat aus Gründen der Billigkeit ihre außergerichtlichen Kosten selbst zu 

tragen, da sie keinen Antrag gestellt und auch sonst das Verfahren nicht gefördert hat 

(vgl. § 154 Abs. 3 Halbs. 1 VwGO). 



- 20 -  
 
 
 

 
 

 

Die Festsetzung des Streitwertes folgt aus §§ 53 Abs. 2 Nr. 1, 52 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2, 

Satz 4 GKG. Danach beträgt der Streitwert in Verfahren, die die Verleihung eines anderen 

Amtes zum Gegenstand haben, die Hälfte der für ein Kalenderjahr zu zahlenden Bezüge 

mit Ausnahme nicht ruhegehaltsfähiger Zulagen. Bei einer Vergütung/Aufwandsentschädi-

gung von monatlich 2.198 Euro nebst 367 Euro Fahrkostenpauschale, mithin 2.565 Euro 

im Monat, ergibt dies einen Betrag von 15.390 Euro (2.565 x 6). Aufgrund der hier faktisch 

vorweggenommenen Entscheidung in der Hauptsache sieht das Gericht von einer Halbie-

rung des Streitwerts nach Nr. 1.5 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 

ab. 

 

  


